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ihm nicht zu vertretenden sonstigen Grunde eine zumutbare 
Beschäftigung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 Buchstabe b nicht 
ausüben konnte. Zeiten nach Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe b und 
Absatz 2 werden auf die Mindestzeit nach Satz 1 angerechnet.

(3 a) Eine Beschäftigung außerhalb des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes, die bei Ausübung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zur Erfüllung der Anwartschaftszeit dienen könnte, 
steht einer Beschäftigung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 
Buchstabe b gleich, wenn der Arbeitslose

1. insgesamt mindestens zwanzig Jahre seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes gehabt hat,

2. innerhalb der auf fünf Jahre erweiterten Vorfrist im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes mindestens {>40 Kalender­
tage rechtmäßig in einer Beschäftigung gestanden oder 
eine Zeit zurückgelegt hat; die zur Erfüllung der Anwart­
schaftszeit dienen können, oder innerhalb der auf vier 
Jahre erweiterten Vorfrist Arbeitslosengeld oder Arbeits­
losenhilfe bezogen hat und

3. innerhalb von drei Monaten nach dem Ende des Arbeits­
verhältnisses, das außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes bestanden hat, im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes eine die Beitragspflicht begründende Beschäfti­
gung ausgeübt oder sich arbeitslos gemeldet hat.

Für die Beschäftigung nach Satz 1 Nr. 2 gelten die Absätze 2 
und 3 entsprechend. Für die erweiterte Vorfrist gilt Absatz 1 
Satz 2 nicht, Satz 1 gilt nur für Beschäftigungen, die vor dem
1. Juli 1993 ausgeübt worden sind.

(4) Die Vorschriften des Ersten Unterabschnitts über 
Arbeitslosengeld gelten entsprechend, soweit die Besonder­
heiten der Arbeitslosenhilfe nicht entgegenstehen; der An­
spruch auf Arbeitslosengeld und der Anspruch auf Arbeits­
losenhilfe gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, als ein 
einheitlicher Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit. 
Wer nur mit Einschränkung hinsichtlich der Dauer der 
Arbeitszeit imstande ist, eine Beschäftigung unter den 
üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes auszu­
üben, hat keinen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe; das gilt 
nicht bei entsprechender Anwendung des § 105 a. §118 Satz 3 
gilt nicht.

§ 135
Erlöschen des Anspruchs

(1) Der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe erlischt, wenn
1. der Arbeitslose durch Erfüllung der Anwartschaftszeit 

(§ 104) einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erwirbt,
2. seit dem letzten Tage des Bezuges von Arbeitslosenhilfe 

ein Jahr vergangen ist.
(2) Ein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe, der auf der Erfül­

lung der Voraussetzungen nach § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe a 
beruht, erlischt nicht durch Erfüllung der Voraussetzungen 
nach § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b, Abs. 2 oder Abs. 3.

§136
Höhe der Arbeitslosenhilfe

(1) Die Arbeitslosenhilfe beträgt
1. für Arbeitslose, die die Voraussetzungen des §111 Satz 1 

Nr. 1 erfüllen,
58 vom Hundert,

2. für die übrigen Arbeitslosen 56 vom Hindert
des um die gesetzlichen Abzüge verminderten Arbeitsentgelts 
(Absatz 2).

(2) Arbeitsentgelt ist
1. im Falle des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe а das Arbeits­

entgelt, nach dem sich zuletzt das Arbeitslosengeld 
gerichtet hat oder ohne die Vorschrift des § 112 Abs. 8 
gerichtet hätte,

2. in den übrigen Fällen das Arbeitsentgelt, das sich bei ent­
sprechender Anwendung des § 112 Abs. 1, 1 a, 2, 5, 7 und 9 
ergibt, für 'die Zeit einer nach § 134 Abs. 3 а gleichgestell­
ten Beschäftigung jedoch das Arbeitsentgelt nach § 112 
Abs. 7, für die Zeit einer solchen Beschäftigung zur Be­
rufsausbildung die Hälfte dieses Arbeitsentgelts.

Solange der Arbeitslose aus Gründen, die in seiner Person 
oder in seinen Verhältnissen liegen, nicht mehr das für die 
Bemessung der Arbeitslosenhilfe zuletzt maßgebende Arbeits­
entgelt erzielen kann, richtet sich die Arbeitslosenhilfe nach 
dem Arbeitsentgelt im Sinne des §112 Abs. 7; bei Anwen­
dung dieser Vorschrift sind alle Umstände des Einzelfalls 
zu berücksichtigen. Wird Arbeitslosenhilfe in entsprechender 
Anwendung des § 105 а gewährt, so gilt § 112 Abs. 7 mit der 
Maßgabe, daß die Minderung der Leistungsfähigkeit außer 
Betracht bleibt.

(2a) Ist das Arbeitsentgelt nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 unter 
Berücksichtigung des § 112 Abs. 5 Nr. 2 oder 7 oder Abs. 9 
festgestellt worden und hat der Arbeitslose nach der Entste­
hung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld die Voraussetzun­
gen des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b oder Abs. 2 erfüllt, so 
richtet sich die Arbeitslosenhilfe für die Zeit nach Ablauf 
eines Jahres nach Beendigung der Beschäftigung zur Berufs­
ausbildung nach dem Arbeitsentgelt im Sinne des § 112 Abs. 7. 
Ist das Arbeitsentgelt nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 unter Be­
rücksichtigung einer Beschäftigung zur Berufsausbildung fest­
gestellt worden, so richtet sich die Arbeitslosenhilfe bis zum 
Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Beschäftigung zur 
Berufsausbildung auch 'dann nach diesem festgestellten Ar­
beitsentgelt, wenn der Arbeitslose erneut die Voraussetzun­
gen des § 134 Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b oder Abs. 2 erfüllt hat.

(2b) Das für die Bemessung der Arbeitslosenhilfe maß­
gebende Arbeitsentgelt ist jeweils nach Ablauf von drei Jah­
ren seit dem Ende des Bemessungszeitraumes nach § 112 Abs. 7 
neu festzusetzen; dabei sind alle Umstände des Einzelfalls 
zu berücksichtigen. § 112 а Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(2c) Hat der Arbeitslose das 58. Lebensjahr vollendet, so 
wird das Arbeitsentgelt nach der Entstehung des Anspruchs 
auf Arbeitslosenhilfe nicht mehr nach Absatz 2 Satz 2 oder 
Absatz 2 b gemindert.

§ 137 
Bedürftigkeit

(1) Der Arbeitslose ist bedürftig im Sinne des § 134 Abs. 1 
Nr. 3, soweit er seinen Lebensunterhalt und den seines Ehe­
gatten sowie seiner Kinder, für die er Anspruch auf Kinder­
geld hat, nicht auf andere Weise als durch Arbeitslosenhilfe 
bestreitet oder bestreiten kann und das Einkommen, das nach 
§ 138 zu berücksichtigen ist, die Arbeitslosenhilfe nach § 136 
nicht erreicht.

(la) Der Arbeitslose ist nicht bedürftig im Sinne des § 134 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, soweit er auf einen Anspruch, der nach 
§ 138 Abs. 1 Nr. 1 zu berücksichtigen wäre, verzichtet oder 
Handlungen unterläßt, die Voraussetzung für das Entstehen 
oder Fortbestehen eines derartigen Anspruchs sind.

(2) Der Arbeitslose ist nicht bedürftig im Sinne des § 134 
Abs. 1 Nr. 3, solange mit Rücksicht auf sein Vermögen, das 
Vermögen seines nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
oder das Vermögen der Eltern eines minderjährigen unver­
heirateten Arbeitslosen die Gewährung von Arbeitslosenhilfe 
offenbar nicht gerechtfertigt 'ist.

(2a) Einkommen und Vermögen einer Person, die mit dem 
Arbeitslosen in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, sind wie das 
Einkommen und Vermögen eines nicht dauernd getrennt le­
benden Ehegatten zu berücksichtigen.

(3) Der Minister für Arbeit und Soziales kann im Einver­
nehmen mit dem Minister der Finanzen durch Anordnung 
bestimmen, inwieweit Vermögen zu berücksichtigen und un­
ter welchen Voraussetzungen anzunehmen ist, daß der Ar­
beitslose seinen Lebensunterhalt auf andere Weise bestreitet 
oder bestreiten kann.


